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Abwägung Behörden zur Kommunalen Wärmeplanung Oberursel (Taunus) 
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1. Telekom, 24.11.2025 

2. Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement  Fachdezernat Straßenverwaltung, SIB, Datenmanagement Rhein-Main, 01.12.2025 

3. Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken, Sachbereich 1 Planfeststellung , 09.12.2025 

4. Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH, 10.12.2025 

5. Amt für Bodenmanagement Limburg a. d. Lahn, 16.12.2025 

6. Vodafone West GmbH, 22.12.2025 

7. Regierungspräsidium Darmstadt, 09.01.2026 

8. Hochtaunuskreis, 12.01.2026 

9. Deutsche Bahn AG, 15.01.2026 

10. Handwerkskammer Frankfurt-Rhein-Main, 16.01.2026 

11. Klimabeirat Oberursel, Themengruppe Wärme, 18.01.2026 

12. Regionalverband FrankfurtRheinMain, 22.01.2026 
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Nr. Stellungnahme Beschlussempfehlung 

1. Telekom, 24.11.2025 

 Sehr geehrte Damen und Herren,  
  
die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und 
Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und 
bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren 
Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu 
der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Nach der Durchsicht Ihrer Planunterlagen und dem Abgleich mit unserem System, möchte ich Ihnen 
folgendes mitteilen. 
 
In den markierten Bereichen ist unser Netz bereits ausgebaut. Wir bitten Sie, bei künftigen Planungen 
die bestehenden Trassen in Ihre Überlegungen mit einzubeziehen. Falls es notwendig werden sollte, 
Umlegemaßnahmen seitens der Telekom durchzuführen, möchten wir darauf hinweisen, dass die 
Kosten hierfür vom Verursacher getragen werden müssen. 
 
Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Dennis Meißner 
 
 
DEUTSCHE TELEKOM TECHNIK GMBH 
Technik Niederlassung Südwest 
Dennis Meißner 
PTI 34, Fachreferent Team Betrieb 1 
Oeserstraße 111, 65934 Frankfurt am Main 
+49 69 200601226 (Tel.) 
E-Mail: Dennis.Meissner@telekom.de 
www.telekom.de/netz 
 

 
 
Die gesetzlichen Pflichtangaben finden Sie unter: https://www.telekom.de/pflichtangaben-
dttechnik 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Für die Leitungsführung ist noch keine Umsetzung geplant. 
 
Keine Auswirkungen auf den Bericht.  

 
 
  

mailto:Dennis.Meissner@telekom.de
https://www.telekom.de/netz
https://www.telekom.de/pflichtangaben-dttechnik
https://www.telekom.de/pflichtangaben-dttechnik


Abwägung Behörden zur Kommunalen Wärmeplanung Oberursel (Taunus) 
 

3 

 

Nr. Stellungnahme Beschlussempfehlung 

2. Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement   
Fachdezernat Straßenverwaltung, SIB, Datenmanagement Rhein-Main, 01.12.2025 

 

  
  

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Auswirkungen auf den Bericht.  
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Nr. Stellungnahme Beschlussempfehlung 

3. Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken, Sachbereich 1 Planfeststellung , 09.12.2025 

 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Auswirkungen auf den Bericht.  
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Nr. Stellungnahme Beschlussempfehlung 

4. Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH, 10.12.2025 

 Kommunale Wärmeplanung Oberursel (Taunus) 
Stellungnahme der Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH 
 
 
Sehr geehrte Frau Kreutzer, 
sehr geehrte Beteiligte des Planverfahrens, 
 
vielen Dank für die Beteiligung an dem oben genannten Verfahren. 
 
Als Träger öffentlicher Belange haben wir keine Anregungen oder Hinweise vorzubringen. 
 
 
Freundliche Grüße 
 
i.A. Annett Warczok 
Bereichsleiterin 
Mobilitätsanforderungen und Rahmenplanung 
 
i.A. Alexandra Knau 
Bereich 
Mobilitätsanforderungen und Rahmenplanung 
 
GB Verkehrs- und Mobilitätsplanung 
_________________________________________________________ 
 

 
 
Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH   |   Alte Bleiche 7   |   65719 Hofheim/Ts. 
Tel.: 06192/ 294-212   |   Mail: toeb_beteiligungsverfahren@rmv.de 
 
www.rmv.de     |    www.facebook.com/RMVdialog    |    www.instagram.com/rmv    
www.linkedin.com/company/rhein-main-verkehrsverbund-gmbh 
 
Geschäftsführer und Vorsitzender der Geschäftsführung: Prof. Knut Ringat 
Geschäftsführer: Dr. André Kavai 
Aufsichtsratsvorsitzender: Oberbürgermeister Mike Josef 
Stellv. Vorsitzender: Landrat Ulrich Krebs 
Handelsregister Frankfurt a.M. HRB 34128 
USt.-IdNr.: DE 113847810 
 
Hinweise zur Datenverarbeitung: www.rmv.de/datenschutz 
 

 
  
  

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Auswirkungen auf den Bericht.  

  

mailto:toeb_beteiligungsverfahren@rmv.de
https://www.rmv.de/
https://www.facebook.com/RMVdialog
http://www.instagram.com/rmv
https://www.linkedin.com/company/rhein-main-verkehrsverbund-gmbh/?originalSubdomain=de
https://www.rmv.de/datenschutz
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Nr. Stellungnahme Beschlussempfehlung 

5. Amt für Bodenmanagement Limburg a. d. Lahn, 16.12.2025 

  
 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Auswirkungen auf den Bericht.  
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Nr. Stellungnahme Beschlussempfehlung 

6. Vodafone West GmbH, 22.12.2025 

  
 

 

 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Auswirkungen auf den Bericht.  
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Nr. Stellungnahme Beschlussempfehlung 

7. Regierungspräsidium Darmstadt, 09.01.2026 

  
 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Unter Kapitel 4.2.1 Potentialübersicht, wird auf lokale (im Stadtgebiet) Potentiale 
zur Erneuerbaren Stromerzeugung eingegangen. Diese fallen jedoch im Verhältnis 
zum künftig zu erwartenden Strombedarf für die Wärmeerzeugung 
vergleichsweise gering aus. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, einen 
wesentlichen Anteil des erforderlichen Stroms über das vorgelagerte Stromnetz zu 
beziehen. Die Frage, auf welche Weise und an welchen Standorten dieser Strom 
erzeugt wird, ist gemäß Wärmeplanungsgesetz nicht Bestandteil der kommunalen 
Wärmeplanung und überschreitet zudem den räumlichen Betrachtungsrahmen des 
Bilanzierungsgebiets der Stadt deutlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Abwägung Behörden zur Kommunalen Wärmeplanung Oberursel (Taunus) 
 

13 

 

 

 
 
 
 
Die Potentiale der Photovoltaiknutzung über Dachflächen hinaus wurden unter 
Kapitel 4.2.1 „Potentialübersicht“ grundsätzlich abgeschätzt. 
 
Zum Thema Freiflächen-PV liegt folgende Aussage vor: 
 
„Beim „Jahresgespräch“ der Stadt mit den Ortslandwirtinnen und Ortslandwirten 
im Dezember 2023 wurde das Thema Solarenergienutzung diskutiert. Hierbei 
haben sich die Landwirtinnen und Landwirte gegen eine Flächeninanspruchnahme 
durch Freiflächenphotovoltaikanlagen ausgesprochen und auf das weiterhin 
vorhandene Potential auf Dachflächen verwiesen.“ 
 
Die Aussage entstammt einer Antwort auf eine politische Anfrage: 
https://rim.ekom21.de/oberursel/vorgang/?__=UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZeJCgoo
DFlJGE9yeA-Xpong 
 
Die Nutzung von Grundwasser weist in Oberursel ein erhebliches technisches 
Potential auf und wurde daher entsprechend unter Kapitel 4.2.1 
„Potentialübersicht“ berücksichtigt. 
 
Die Prüfung der Genehmigungsfähigkeit ist beispielsweise Teil der 
Machbarkeitsstudien in den Fernwärme-Prüfgebieten, die sich inhaltlich an die 
Wärmeplanung anschließen. 
 
Der Urselbach als Oberflächengewässer wurde unter Kapitel 4.2.1 
Potentialübersicht auf sein energetisches Potential hin ausgewertet. 
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Die Nutzung von Abwärme aus Abwasser stellt in Oberursel ebenfalls ein 
erhebliches technisches Potential dar und wurde dementsprechend unter Kapitel 
4.2.1 „Potentialübersicht“ berücksichtigt. 
 
Die Prüfung der Genehmigungsfähigkeit ist auch hierbei beispielsweise Bestandteil 
der Machbarkeitsstudien in den Fernwärme-Prüfgebieten, die sich inhaltlich an die 
kommunale Wärmeplanung anschließen. 
 
Abfall als Energiequelle wurde nicht betrachtet, da derzeit keine Planungen 
bekannt sind, eine Müllverbrennungsanlage oder vergleichbare Technologien zur 
energetischen Verwertung in räumlicher Nähe zu Wohngebieten zu errichten, die 
eine Nutzung der entstehenden Abwärme ermöglichen würden. 
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Eine Beteiligung des Forstamts Königstein kann zur Konkretisierung der tatsächlich 
verfügbaren Potentiale aus Waldschnitt sinnvoll beitragen. Dieser Schritt soll im 
Rahmen der Fortschreibung der Wärmeplanung berücksichtigt werden, sofern sich 
bis dahin konkretere Planungen für eine zentrale Nutzung von Waldschnitt 
abzeichnen, beispielsweise durch die Planung eines Biomasseheizwerks. 
 
Keine Auswirkungen auf den Bericht.  
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Nr. Stellungnahme Beschlussempfehlung 

8. Hochtaunuskreis, 12.01.2026 

 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die vorgeschlagenen Änderungen der Kapitel 4.1.1 und 4.1.2 wurden 
übernommen. 
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Nr. Stellungnahme Beschlussempfehlung 

9. Deutsche Bahn AG, 15.01.2026 

 

 
  
  

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Auswirkungen auf den Bericht.  
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 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Auswirkungen auf den Bericht.  
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Nr. Stellungnahme Beschlussempfehlung 

10. Handwerkskammer Frankfurt-Rhein-Main, 16.01.2026 

 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Unter Kapitel 4.3 „Energieeinsparung durch Wärmebedarfsreduktion“ werden drei 
unterschiedliche Sanierungsraten von 0,75 %, 1,5 % und 2 % zugrunde gelegt. 
Gleichzeitig ist bekannt, dass die tatsächliche Sanierungsrate in Hessen in der 
Vergangenheit eher bei etwa 0,5 % lag. 
 
Eine Steigerung dieser Rate ist erforderlich und ausdrücklich angestrebt. Die 
kommunale Wärmeplanung soll hierzu einen unterstützenden Beitrag leisten. 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass „Sanierung“ nicht ausschließlich eine serielle 
Komplettsanierung bedeutet. Im Kontext der Wärmeplanung kann hierzu auch 
bereits der Einbau einer Wärmepumpe zählen. Eine strikte Differenzierung 
zwischen „Sanierung“ und „Einbau einer Wärmepumpe“ erfolgt daher in diesem 
Zusammenhang nicht. 
 
Im Szenario gemäß Kapitel 5.1 wurde mit einer Sanierungsrate von 1,5 % kalkuliert. 
Dies entspricht etwa 135 Gebäuden pro Jahr, bei denen mindestens eine 
Wärmepumpe installiert oder alternativ ein Anschluss an ein Wärmenetz 
umgesetzt wird. Ergänzend werden energetische Maßnahmen, beispielsweise im 
Bereich der Dämmung, angenommen, um den Spitzenleistungsbedarf eines 
Gebäudes um etwa 12 kW zu reduzieren. Hierbei handelt es sich um einen 
Schätzwert. 
 
Sofern die Sanierungsrate weiter gesteigert oder der Spitzenleistungsbedarf 
stärker abgesenkt werden kann, reduziert sich entsprechend auch der 
erforderliche Leistungsbedarf aus dem Stromnetz. 
 
Im Jahr 2024 wurden 127 Gaszählerabmeldungen registriert, die in den meisten 
Fällen mit einem Umstieg auf eine Wärmepumpe gleichgesetzt werden können. Im 
Jahr 2023 lag die Zahl der Abmeldungen bei 116. Vor diesem Hintergrund müsste 
die aktuelle Umstellungsrate ungefähr um den Faktor 2,5 gesteigert werden. Dies 
erscheint jedoch nicht unrealistisch, insbesondere vor dem Hintergrund, dass in 
Oberursel mindestens 33 Heizungsinstallationsbetriebe ansässig sind, von denen 
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nach eigenen Angaben im Rahmen des Stakeholderprozesses derzeit noch nicht 
alle Wärmepumpen anbieten. 
 
 
 
In den Vergleichsrechnungen anhand eines Mustergebäudes (Medianhaus in 
einem tatsächlichen Quartier) wurde von einer zentralen Gas- oder Ölheizung 
ausgegangen. Dieser Aspekt wurde in der Planung zur Klarstellung ergänzt. 
Die Wärmeplanung soll nicht eine Ausführungsplanung ersetzen, diese dezidierte 
Betrachtung des Einzelfalles sollte vor jeder Umsetzungsentscheidung erfolgen. 
 
Die Preisgestaltung bei Fernwärme ist in ihrer Struktur teilweise komplex 
nachvollziehbar, grundsätzlich jedoch sehr transparent ausgestaltet. Hintergrund 
hierfür sind die gesetzlichen Vorgaben der AVBFernwärmeV, die unter anderem 
Veröffentlichungspflichten hinsichtlich der Preisänderungsformeln sowie der 
hierbei verwendeten öffentlichen Indizes vorsehen. Auch für die Auswahl dieser 
Indizes bestehen vergleichsweise klare regulatorische Vorgaben. 
 
In der Praxis zeigt sich jedoch vereinzelt die Problematik, dass bereits der 
Ausgangspreis auf einem zu hohen Niveau angesetzt wird und anschließend als 
Grundlage für die Fortschreibung der Preisformel in den Folgejahren dient. Ein Ziel 
der kommunalen Wärmeplanung besteht daher darin, solchen Entwicklungen 
entgegenzuwirken. Da im Rahmen der Wärmeplanung für jedes Quartier die 
wirtschaftlich günstigste Wärmeversorgungsoption ermittelt wird, kann ein 
unnötig hoch angesetzter Ausgangspreis frühzeitig vermieden werden. 
 
Fernwärme basiert grundsätzlich auf einem solidarischen Versorgungssystem, 
vergleichbar mit dem Prinzip einer Solidargemeinschaft in der 
Krankenversicherung: Je mehr Anwohnende sich an einem Wärmenetz beteiligen, 
desto wirtschaftlicher kann die Versorgung für alle Beteiligten gestaltet werden. 
 
Ob ein Anschluss verpflichtend ausgestaltet werden soll, ist hingegen eine 
politische Entscheidung und wird nicht im Rahmen der kommunalen 
Wärmeplanung festgelegt. 
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Diese Möglichkeit besteht bereits unter: 
https://geo01.hochtaunuskreis.net/portal/apps/webappviewer/index.html?id=8f0
3be8885a649f680d1b0de42bdce9e  
Dies ist über die Website der Stadt Oberursel zum Thema Wärmeplanung 
aufzufinden: 
https://www.oberursel.de/de/leben-wohnen/oekologie-
umwelt/klimawandel/klimaschutz/waermeplanung/  
 
 
 
Keine Auswirkungen auf den Bericht.  

 
  

https://geo01.hochtaunuskreis.net/portal/apps/webappviewer/index.html?id=8f03be8885a649f680d1b0de42bdce9e
https://geo01.hochtaunuskreis.net/portal/apps/webappviewer/index.html?id=8f03be8885a649f680d1b0de42bdce9e
https://www.oberursel.de/de/leben-wohnen/oekologie-umwelt/klimawandel/klimaschutz/waermeplanung/
https://www.oberursel.de/de/leben-wohnen/oekologie-umwelt/klimawandel/klimaschutz/waermeplanung/
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Nr. Stellungnahme Beschlussempfehlung 

11. Klimabeirat Oberursel, Themengruppe Wärme, 18.01.2026 

 Mitglieder der AG Energie/Wärme des Klimabeirats Oberursel 
Oberursel, den 17. Januar 2026 

 
Magistrat der Stadt Oberursel (Taunus) 
Klimaschutzmanagement 
z. Hd. Frau Judith Kreutzer 
klimaschutz@oberursel.de, waermeplanung@oberursel.de  
 
Betreff: Stellungnahme zur Kommunalen Wärmeplanung Oberursel im Rahmen der 
Öffentlichkeitsbeteiligung gem. §7 WPG 
 
Sehr geehrte Frau Kreutzer, sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die AG Energie/Wärme des Klimabeirats Oberursel nimmt die Gelegenheit der 
Öffentlichkeitsbeteiligung wahr, um zur Kommunalen Wärmeplanung (KWP) Stellung zu nehmen. Wir 
begrüßen ausdrücklich, dass Oberursel als Vorreiter im Hochtaunuskreis frühzeitig mit der 
Wärmeplanung begonnen hat und die Stakeholder transparent eingebunden wurden. 
Gleichzeitig sehen wir in der vorliegenden Planung wesentliche Lücken, die für eine erfolgreiche 
Wärmewende geschlossen werden müssen. Unsere Kernkritik und Forderungen basieren auf den 
bereits im November 2023 und mehrfach seither vorgetragenen Anliegen des Klimabeirats, die bisher 
nicht ausreichend adressiert wurden. 
 

1. Erreichen der Klimaziele gefährdet 

Der Wärmesektor ist laut Klimaschutzkonzept 2024 für über 50% der THG-Emissionen Oberursels 
verantwortlich. Über 80% der Wärmeversorgung basieren aktuell auf fossilen Energieträgern (Gas 60%, 
Öl 20%). Ohne verbindliche Zwischenziele und ein transparentes Monitoring besteht die Gefahr, dass 
die Klimaziele 2030 und 2045 verfehlt werden. 
Forderung: Festlegung verbindlicher Zwischenziele für 2030 (mindestens 50% erneuerbare Wärme 
analog Bundesziel) sowie jährliche Veröffentlichung von Indikatoren (Anzahl Gasabmeldungen, 
Wärmepumpen-Installationen, Fernwärmeanschlüsse – jeweils nach Stadtgebieten aufgeschlüsselt). 
 

2. Wirtschaftliche Chancen unzureichend genutzt 

Die Wärmewende bietet erhebliche wirtschaftliche Chancen für die Stadtwerke Oberursel und das 
lokale Handwerk. Neue Geschäftsmodelle wie Wärme-Contracting, Wärmepumpen-Leasing und 
Quartierskonzepte werden in der KWP nicht ausreichend adressiert. Andere Stadtwerke (z.B. Bayreuth, 
Stade, Kaiserslautern) zeigen, dass hier erhebliches Potenzial besteht. 
Forderung: Die Stadt sollte die Stadtwerke beauftragen, konkrete Contracting-Modelle und 
Unterstützungsangebote für Bürger zu entwickeln und in die KWP-Umsetzung zu integrieren. 

3. Mangelnde Transparenz bei Kosten und Annahmen 

Die KWP enthält keine konkreten Kostenschätzungen für die Transformation. Nach unseren 
überschlägigen Berechnungen liegen die Gesamtkosten für die Dekarbonisierung der Wärmeversorgung 
in Oberursel bis 2045 in einer Bandbreite von € 350 bis 750 Millionen. Diese setzen sich zusammen 
aus: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Das Thema Zusammenarbeit Stadtwerke und Stadtverwaltung wird in Kapitel 6 
„Umsetzungsmaßnahmen / Umsetzungsstrategie“ sowie Unterkapitel 6.1 
„Finanzierungsmechanismen für Maßnahmen zum Umstieg der Verbraucher auf 
Erneuerbare Energie“ aufgegriffen. 
Weitergehende Aufträge der Stadt an Stadtwerke oder andere Akteure, die 
Entwicklung von Geschäftsmodellen, etc. sind nicht Bestandteil der initialen 
Planung nach Wärmeplanungsgesetz. 
 
Die Ermittlung der Gesamtkosten ist nicht geforderter Inhalt gemäß 
Wärmeplanungsgesetz. 
 
Die Ermittlung der Lastenverteilung bzw. die Regelung der Lastenaufteilung ist 
nicht geforderter Inhalt gemäß Wärmeplanungsgesetz, sondern an anderen Stellen 
rechtlich geregelt, z.B. und nicht abschließend: Gebäudeenergiegesetz, 
Stromnetzentgeltverordnung, Brennstoffemissionshandelsgesetz, Bürgerliches 
Gesetzbuch, Heizkostenverordnung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

mailto:klimaschutz@oberursel.de
mailto:waermeplanung@oberursel.de
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 Stromnetzausbau: ca. € 20 – 40 Mio. 

 Umbau dezentraler Heizungen auf erneuerbare Technologien: ca. € 120 – 180 Mio. 

 Energetische Gebäudesanierung / Dämmung: ca. € 150 – 600 Mio. 

 Fernwärmenetzausbau: noch nicht beziffert 

Kernfragen, die beantwortet werden müssen: 

 Welche voraussichtlichen Gesamtkosten fallen mit der Transformation bis 2045 an? 

 Wer trägt diese Lasten? (Gebäudeeigentümer, Mieter über Umlage, Strom-/Wärmekunden über 

Netzkosten) 

 Welche Parameter bestimmen die Abgrenzung zwischen Fernwärme-Prüfgebieten und 

dezentraler Versorgung? 

 Wie ist die Stilllegungsplanung für das Gasnetz? Welche Gebiete sind wann betroffen? 

Forderung: Vollständige Kostentransparenz als Grundlage für fundierte Investitionsentscheidungen der 
Bürger. Ohne diese Informationen können Eigentümer keine wirtschaftlich sinnvollen Entscheidungen 
zur Wärmeversorgung treffen. 

4. Sozio-ökonomische Aspekte fehlen 

Die KWP adressiert nicht ausreichend die sozialen Folgen der Wärmewende. Insbesondere fehlen: 

 Konkrete Unterstützungsmaßnahmen für Eigentümer in Gebieten ohne Fernwärme-Anschluss 

 Härtefall-Regelungen für einkommensschwache Haushalte 

 Regelungen zur Kostenverteilung zwischen Vermietern und Mietern 

 Beratungsangebote für Eigentümer zu Handlungsalternativen und Fördermöglichkeiten 

Forderung: Entwicklung eines Sozialkonzepts als integraler Bestandteil der KWP-Umsetzung. 
 

5. Monitoring und jährliche Berichterstattung 

Gemäß dem Grundsatz "Man kann nicht managen, was man nicht misst" (analoge Forderung im 
Klimabeirat Friedrichsdorf) fordern wir die Einführung eines systematischen Monitorings mit jährlicher 
öffentlicher Berichterstattung. 

 Jährliches THG-Inventar für den Wärmesektor 

 Anzahl und räumliche Verteilung von Gasabmeldungen und Wärmepumpen-Installationen 

 Fortschritt beim Fernwärmeausbau nach Gebieten 

 Zielerreichungsgrad im Vergleich zu den Zwischenzielen 

 Entwicklung der Netzkosten (Gas und Strom) 

Forderung: Verpflichtung zur jährlichen Veröffentlichung eines Wärmewende-Fortschrittsberichts, der 
die genannten Indikatoren transparent ausweist. 

Zusammenfassung unserer Forderungen 

1. Verbindliche Zwischenziele 2030 mit mindestens 50% erneuerbarer Wärme 
2. Vollständige Kostentransparenz für alle Wärmeversorgungsgebiete und Gebäudetypen 
3. Veröffentlichung der Stilllegungsplanung für das Gasnetz 
4. Entwicklung von Contracting-Modellen durch die Stadtwerke 

 
 
 
Die Parameter zur Abgrenzung zwischen Fernwärme-Prüfgebieten und dezentraler 
Versorgung werden in Kapitel 5.2.2 „Vollkostenvergleich als Grundlage der 
Aufteilung der Gebiete“ und Kapitel 5.4 „Darstellung für das Zieljahr 2045 der 
Wärmeplanung“ dargelegt. 
 
Ein unverbindlicher Stilllegungsplan für das Gasnetz ergibt sich korrekterweise aus 
der Wärmeplanung heraus nur insofern, als das für das Zielszenario 2045 
festgehalten ist, dass ab diesem Zeitpunkt kein Erdgas mehr eingesetzt werden 
soll. 
Die verbindlichen rechtlichen Regelungen zur Stilllegung des Gasnetzes werden an 
anderer Stelle, vornehmlich Bundes-Klimaschutzgesetz und EU-Gasbinnenmarkt 
Richtlinie aus 2024 geregelt. 
Details zu konkreten Netz-Stilllegungen vor 2045 sind jedoch auch hier noch nicht 
enthalten. Die genannte EU-Gasbinnenmarkt Richtlinie ist bisher noch nicht in 
Deutsches Recht umgesetzt worden. Es wird sich daraus ein Rechtsrahmen zu 
Stilllegungen erwartet. 
 
Die Aspekte 

- Konkrete Unterstützungsmaßnahmen für Eigentümer in Gebieten ohne 
Fernwärme-Anschluss 

- Härtefall-Regelungen für einkommensschwache Haushalte 
- Regelungen zur Kostenverteilung zwischen Vermietern und Mietern 
- Forderung: Entwicklung eines Sozialkonzepts als integraler Bestandteil der 

KWP-Umsetzung. 
sind nicht im Rahmen des WPG geforderte Inhalte der Kommunalen 
Wärmeplanung. 
 
Beratungsangebote für Eigentümer zu Handlungsalternativen und 
Fördermöglichkeiten sind unter Kapitel 6 „Umsetzungsmaßnahmen / 
Umsetzungsstrategie“ als relevante Maßnahme aufgeführt. 
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5. Sozialkonzept mit Härtefall-Regelungen und Unterstützungsmaßnahmen 
6. Jährlicher öffentlicher Wärmewende-Fortschrittsbericht 
Mit Blick auf die anstehenden Kommunalwahlen bitten wir die politisch Verantwortlichen, diese 
Forderungen ernst zu nehmen und konkrete Zusagen zur Umsetzung zu machen. Die Wärmewende ist 
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die nur mit Transparenz und Bürgerbeteiligung gelingen kann. 
Wir stehen für einen Dialog zur Verfügung und bieten unsere Expertise für die Weiterentwicklung der 
KWP an. 
Mit freundlichen Grüßen, 
 
AG Energie/Wärme des Klimabeirats Oberursel 
Jochen Gerber • Wolfgang Schellong • Dietram Oppelt • Peter Braun  
 
 
 
  
 
 

Das Wärmeplanungsgesetz sieht eine jährliche Veröffentlichung von Indikatoren 
(Anzahl Gasabmeldungen, Wärmepumpen-Installationen, Fernwärmeanschlüsse – 
jeweils nach Stadtgebieten aufgeschlüsselt) in diesem Umfang nicht vor: 
„Die planungsverantwortliche Stelle ist verpflichtet, den Wärmeplan spätestens alle 
fünf Jahre zu überprüfen und die Fortschritte bei der Umsetzung der ermittelten 
Strategien und Maßnahmen zu überwachen. Bei Bedarf ist der Wärmeplan zu 
überarbeiten und zu aktualisieren (Fortschreibung). Im Zuge der Fortschreibung soll 
für das gesamte beplante Gebiet die Entwicklung der Wärmeversorgung bis zum 
Zieljahr aufgezeigt werden. Prüfgebiete können bis zum Zieljahr als voraussichtliche 
Wärmeversorgungsgebiete dargestellt werden, wenn für sie eine andere Art der 
Wärmeversorgung geplant ist.“ WPG § 25 (1) 
 
Die vorliegende Wärmeplanung wurde gemäß Wärmeplanungsgesetz (WPG) 
ausgeführt, das nicht zwingend verbindlichen Ziele vorsieht: 
„Der Wärmeplan hat keine rechtliche Außenwirkung und begründet keine 
einklagbaren Rechte oder Pflichten.“ WPG § 23 (4) 
Die Möglichkeit dazu wird der planungsverantwortlichen Stelle (der Stadt) 
eingeräumt: „Unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Wärmeplanung nach § 23 
und unter Abwägung der berührten öffentlichen und privaten Belange gegen- und 
untereinander kann die planungsverantwortliche Stelle oder eine andere durch 
Landesrecht hierzu bestimmte Stelle eine Entscheidung über die Ausweisung eines 
Gebiets zum Neu- oder Ausbau von Wärmenetzen oder als 
Wasserstoffnetzausbaugebiet nach § 71 Absatz 8 Satz 3 oder nach § 71k Absatz 1 
Nummer 1 des Gebäudeenergiegesetzes treffen.“ WPG § 26 (1) 
 
Keine Auswirkungen auf den Bericht.  
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Nr. Stellungnahme Beschlussempfehlung 

12. Regionalverband FrankfurtRheinMain, 22.01.2026 

  
 

 
 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Auswirkungen auf den Bericht.  
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